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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BauGB § 28 Abs. 1 S. 2 u. 4; VwVfG §§ 48, 49 
Möglichkeit zur nachträglichen Aufhebung 
eines Negativattests 

I. Sachverhalt
Die zuständige Gemeinde hat das Negativattest zu 
einem Grundstückskaufvertrag erteilt. Nunmehr soll 
der Ver trag vollzogen werden. Allerdings hat es sich die 
Gemeinde mittlerweile anders überlegt und möchte ihr 
Vor kaufsrecht nun doch ausüben. 

II. Frage
Kann die Gemeinde das Negativattest aufheben oder ist 
sie daran gebunden?

III. Zur Rechtslage
1. Möglichkeit der Aufhebung nach §§  48, 49 
VwVfG
Dem Negativattest kommt die Verzichtswirkung des 

§ 28 Abs. 1 S. 4 BauGB zu. Diese Wirkung könnte einer 
Aufhebung entgegenstehen.

a) Meinungsstand
Die baurechtliche Literatur hält es aus Gründen der 
Rechtssicherheit nicht für möglich, ein von der Gemein-
de einmal ausgestelltes Negativattest später zu widerru-
fen bzw. zurückzunehmen. Grziwotz (BeckOK-BauGB, 
Std.: 1.11.2018, § 28 Rn. 9) etwa führt aus, dass eine 
Aufhebung wegen der privatrechtsgestaltenden Wir-
kung des Negativattests ausgeschlossen sei. Dies dürfte 
der herrschenden Literaturmeinung entsprechen (vgl. 
Stock, in: Ernst/Zinkahn/Bielenberg/Krautzberger, 
BauGB, Std.: EL 8/2018, § 28 Rn. 18a; Brügel mann/
Kronisch, BauGB, Std.: EL 1/2017, § 28 Rn. 62). Auch 
das VG Schwerin (BeckRS 2013, 199651) hat sich ihr 
in einer Entscheidung aus dem Jahr 2013 angeschlossen.

Aus der verwaltungsverfahrensrechtlichen Recht-
sprechung und Literatur geht hingegen hervor, dass 
auch privatrechtsgestaltende Verwaltungsakte nicht 
per se unaufhebbar sind (BVerwG NJW 1978, 338, 
339; Ramsauer, in: Kopp/Ramsauer, VwVfG, 19. Aufl . 
2018, §  48 Rn. 39 und §  49 Rn. 18a; Sachs, in: 
Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 9. Aufl . 2018, §  48 
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Rn. 92; Steiner, DVBl. 1970, 34, 38; Zacharias, NVwZ 
2002, 1306). Das BVerwG (NJW 1978, 338, 339) führt 
aus, dass allein eine Abwägung der beteiligten öff entli-
chen und privaten Interessen im Einzelfall eine Entschei-
dung über die Aufhebung des jeweils in Rede stehenden 
Verwaltungsakts erlaube. Eine pauschale Bevorzugung 
privater Interessen des Verwaltungsaktsadressaten vor 
ggf. gewichtigen öff entlichen Interessen sei nicht sach-
gerecht. Konkret zur Aufhebung eines Negativattests 
lassen sich jedoch – soweit ersichtlich – keine Stimmen 
ausmachen. 

b) Voraussetzungen der §§ 48, 49 VwVfG
Hält man die Vorschriften der §§ 48, 49 VwVfG grund-
sätzlich für anwendbar, so würde die Aufhebung gem. 
§  43 Abs. 2 VwVfG zur Unwirksamkeit des Negativ-
attests führen. Fraglich ist allerdings, ob die Voraus-
setzungen der §§  48, 49 VwVfG überhaupt gegeben 
sind: 

(1) Zunächst müsste das Negativattest Verwaltungsakt 
sein. Davon kann man ohne Weiteres ausgehen.

(2) Weiter kommt es insbesondere darauf an, ob der auf-
zuhebende Bescheid begünstigend oder belastend für 
den Betroff  enen ist. Die Erteilung eines Negativattests 
gem. § 28 Abs. 1 S. 3 BauGB stellt für die Beteiligten 
einen begünstigenden Verwaltungsakt dar, da darin 
gem. § 28 Abs. 1 S. 4 BauGB zugleich der Verzicht auf 
die Ausübung des Vorkaufs rechts enthalten ist und das 
Negativattest gem. § 28 Abs. 1 S. 2 BauGB Vor ausset-
zung für die Eigentumsumschreibung auf den Erwerber 
ist. Eine Rück nahme wäre folglich an § 48 Abs. 1 S. 2, 
Abs. 2-4 VwVfG zu messen, ein Widerruf insbesondere 
an § 49 Abs. 2 VwVfG. 

(3) Schließlich ist maßgeblich, ob das erteilte Negativ-
attest rechtmäßig (dann Widerruf nach § 49 VwVfG) 
oder rechts widrig ist (dann Rücknahme nach §  48 
VwVfG). Nach § 28 Abs. 1 S. 3 BauGB ist die Gemein-
de verpfl ichtet („hat“), ein Negativattest auszustellen, 
wenn ein Vor kaufsrecht nicht besteht oder nicht aus-
geübt wird. Im zweiten Fall geht der Er teilung zwar 
eine Ermessensentscheidung der Gemeinde über die 
Ausübung des Vorkaufsrechts voraus. Vorausset zung 
ist allerdings, dass über haupt ein solches Vorkaufsrecht 
besteht. Dies richtet sich nach den §§  24  ff . BauGB, 
insbesondere nach § 24 Abs. 1 BauGB. Ob die Voraus-
setzungen eines Vorkaufsrechts gegeben sind, vermö-
gen wir im kon kreten Fall mangels näherer Sachver-
haltsangaben nicht zu prüfen. Im Regelfall wird es sich 
um einen rechtmäßigen Verwaltungsakt handeln, weil 
die Gemeinde trotz bestehenden Vorkaufsrechts recht-
mäßigerweise auf dessen Ausübung verzichten kann. 

Aber auch wenn der Gemeinde im konkreten Fall über-
haupt kein Vorkaufsrecht zugestanden hätte, wäre das 
Negativat test rechtmäßig erteilt worden. 

c) Stellungnahme
aa) Ausgangspunkt
Entscheidender dogmatischer Ausgangspunkt der bau-
rechtlichen Literatur ist die Einordnung des Negativ-
attests als privatrechtsgestaltenden Verwaltungsakt. 
Zusätzlich könnte man gegen die Aufhebbarkeit des 
Negativattests anführen, dass es gem. § 28 Abs. 1 S. 4 
BauGB wie ein Verzicht wirkt. Ein Verzicht ist zumin-
dest nach dem Schuldrecht nur im Vertragswege mög-
lich (BeckOGK-BGB/Paff enholz, Std.: 15.11.2018, 
§ 397 Rn. 6, 21), sodass es vorliegend der Zustimmung 
des Verzichtsempfängers bedürfte, um die Wirkung des 
Negativattests zu beenden. Schließlich könnte man ein-
wenden, dass auch ein Verzicht nach § 28 Abs. 5 BauGB 
nur für die Zukunft möglich ist (BeckOK-BauGB/
Grziwotz, § 28 Rn. 19) und dies a maiore ad minus erst 
recht für den Einzelverzicht gelten muss.

bb) Privatrechtsgestaltender Charakter 
Namentlich in der Vergangenheit wurde angenommen, 
dass auf privatrechtsgestaltende Verwaltungsakte die 
§§ 48, 49 VwVfG nicht anzuwenden sind, solche Ver-
waltungsakte also weder zurückgenommen noch wider-
rufen werden können, sobald ihre Gestaltungswirkung 
eingetreten ist (BVerwG, Urt. v. 28.2.1975 – IV C 77.74, 
Tz. 26 [juris]; Ur t. v. 12.8.1977 – IV C 48.75, Tz. 23 
[juris]; s. dazu auch die weiteren Nachweise bei Ram-
sauer, § 48 Rn. 39 und § 49 Rn. 18a). Daran hält man 
heute nicht mehr uneingeschränkt fest (vgl. bereits 
lit.  a zu BVerwG NJW 1978, 338, 339; Ramsauer, 
§  48 Rn. 39 und §  49 Rn. 18a; Sachs, §  48 Rn. 92; 
Steiner, DVBl. 1970, 34, 38; Zacharias, NVwZ 2002, 
1306, 1307 ff .). Anerkannt ist freilich, dass der Gestal-
tungswirkung besondere Bedeutung im Hinblick auf 
den Ver trauensschutz (§ 48 Abs. 2 VwVfG) zukommt 
(Zacharias, NVwZ 2002, 1306, 1307; Ramsauer, § 48 
Rn. 39). Der Vertrauensschutz ist auch im Rahmen des 
§ 49 VwVfG für den Fall des Widerrufs zu berücksich-
tigen (Ramsauer, § 49 Rn. 18a; Zacharias, NVwZ 2002, 
1306, 1307 ff .). Die bloße Argumentation mit der pri-
vatrechtsgestaltenden Wirkung des Verwaltungsakts 
greift dennoch zu kurz.

cc) Einseitiger Verzicht
Auch ist im öff entlichen Recht ebenso wie im Sachen- 
und Zivilprozessrecht und anders als im Schuldrecht 
ein einseitiger Verzicht möglich (BeckOGK-BGB/
Paff enholz, § 397 Rn. 22 f.). Aus der Einseitigkeit lässt 
sich mithin kein Argument gegen die Aufhebung her-
leiten.
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dd) Arg. e § 28 Abs. 5 S. 2 BauGB
Jedoch kann man u.  E. aus § 28 Abs. 5 S. 2 BauGB 
schließen, dass der Widerruf oder die Rücknahme eines 
Negativattests mit Blick auf einen bereits abgeschlosse-
nen Kaufvertrag von vornherein ausgeschlossen ist. § 28 
Abs. 5 BauGB dürfte insoweit als lex specialis fungie-
ren. Nach dem Wortlaut des § 28 Abs. 5 S. 2 BauGB 
kann die Gemeinde den Verzicht nur für künftig ab-
zuschließende Verträge widerrufen. Die sich daraus 
ergebende Wertung wird man auf den Verzicht bzgl. 
eines konkreten Kaufvertrags übertragen müssen, so-
dass er bzgl. eines bereits abgeschlossenen Kaufvertrags 
unwiderrufl ich wäre.
 
Zum einen kann es formal keinen Unterschied machen, 
ob die Gemeinde die Handlungsform der Allgemein-
verfügung i. S. d. § 28 Abs. 5 BauGB oder – wie vor-
liegend – einen konkret-individuellen Verwaltungsakt 
wählt. In beiden Fällen werden durch einen Rechtsakt 
die Verzichtswirkung und das diesbezügliche Vertrau-
en bei den Adressaten begründet. Zum anderen ist der-
jenige, dessen Vertrag von einem konkreten Verzicht 
betroff en ist, noch schutzwürdiger als die von der All-
gemeinverfügung betroff enen Adressaten. Denn die Ge-
meinde konnte sich die konkreten Vertragskonditionen 
ansehen – und sie hat dennoch ein Negativattest aus-
gestellt. Dies begründet einen konkreten Vertrauenstat-
bestand, während im Rahmen der Allgemeinverfügung 
ohne Ansehung konkreter Verträge oder Grundstücke 
ein Verzicht erklärt wird und lediglich abstraktes Ver-
trauen entsteht. Erfasst bereits der Verzicht durch All-
gemeinverfügung wegen des abstrakten Vertrauens nur 
zukünftig abzuschließende Verträge, so muss dies erst 
recht für einen konkreten Verzicht bzgl. eines bereits 
abgeschlossenen und lediglich nicht wirksamen Ver-
trags gelten. Ein Widerruf des Negativattests ist daher 
bei systematisch-teleologischer Betrachtung des §  28 
Abs. 5 BauGB nicht möglich.

ee) Ermessensausübung
Selbst wenn man entgegen der hier vertretenen Mei-
nung die Voraussetzungen der §§  48, 49 VwVfG ge-
geben sähe, dürfte eine Aufhebung im Regelfall nicht 
ermessensgerecht sein. 

Im Rahmen des Er messens kann es zum einen darauf 
ankommen, ob auf Grundlage des Negativattests schon 
ein Grundbuchvollzug stattgefunden hat oder nicht. 
Insbesondere wird man aber bedenken müssen, dass mit 
der Aufhebung zumindest nicht unmittelbar der Schutz 
privater Dritter, sondern der Gemeinde selbst bezweckt 
ist. Das BVerwG deutet an, dass die Frage der Aufheb-
barkeit eines privatrechtsgestaltenden Verwaltungsakts 
unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen 

des Begünstigten und von Dritten zu beantworten ist 
(NJW 1978, 338, 339). Nach der Interessenlage dürfte 
daher der Vertrauensschutz der Vertragsbeteiligten 
höher zu gewichten sein als das Interesse der sich ihres 
Vorkaufsrechts begebenden Gemeinde. Damit wäre eine 
Aufhebung im Regelfall nicht ermessensgerecht.

2. Ergebnis
Hinsichtlich der Aufhebungsmöglichkeit ist u.  E. im 
Ergebnis dem VG Schwerin und der baurechtlichen 
Literatur zu folgen, nicht aber in der Begründung. Als 
Begründung lässt sich anführen, dass bei systematisch-
teleologischer Betrachtung des § 28 Abs. 5 BauGB ein 
Widerruf des Verzichts nur zukünftig abzuschließende 
Verträge erfassen darf. Zudem dürfte selbst bei An-
wendbarkeit der §§ 48, 49 VwVfG im Rahmen der Er-
messensausübung das Interesse der am Erstkaufvertrag 
Beteiligten regelmäßig höher zu gewichten sein als das 
Interesse der sich ihres Vorkaufsrechts begebenden Ge-
meinde.

BGB §§ 174 S. 1, 469 Abs. 1 u. 2; VermG § 20a 
Vorkaufsrecht; Mitteilungspfl icht; Form; Be-
vollmächtigung; Zurückweisung; Fristbeginn 

I. Sachverhalt
A und B haben einen Kaufvertrag über ein Grundstück 
geschlossen. Zugunsten von C ist ein dingliches Vor-
kaufsrecht nach § 20a VermG im Grundbuch eingetra-
gen. Im Kaufvertrag haben A und B geregelt, dass der 
Notar in Vollmacht der Vertragsbeteiligten gegenüber 
C die Mitteilungspfl icht nach § 469 Abs. 1 BGB über-
nimmt. Eine Ausfertigung der Urkunde sollte der C per 
Gerichtsvollzieher zugestellt werden. 

Der Gerichtsvollzieher hat fälschlicherweise die Aus-
fertigung an den Notar samt Zustellungsurkunde zu-
rückgesandt und der C nur eine Abschrift übergeben. 
Eine Woche nach Zustellung durch den Gerichtsvoll-
zieher hat der Rechtsanwalt der C auf die Zustellung 
samt Inhalt Bezug genommen, ohne die Vollmacht 
zu rückzuweisen (§  174 BGB). Mittlerweile sind mehr 
als zwei Monate (sowohl seit Zustellung durch den Ge-
richtsvollzieher als auch seit dem Schreiben des Rechts-
anwalts) vergangen.

II. Fragen
1. Hat die Ausübungsfrist des §  469 Abs. 2 BGB zu 
laufen begonnen? Wenn ja, wann?

2. Ist die Urkunde in Ausfertigung als Vollmachtsnach-
weis neu zuzustellen?
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III. Zur Rechtslage
1. Erfüllung der Mitteilungspfl icht
Nach §  469 Abs. 1 S. 1 BGB hat der Verpfl ichtete 
(= Verkäufer) dem Vorkaufsberechtigten den Inhalt des 
Drittvertrags unverzüglich mitzuteilen. Dabei kann der 
Verpfl ichtete sich von einem Dritten – hier: Notar 
– vertreten lassen (vgl. OLG Frankfurt OLGZ 1991, 
412; Staudinger/Rolfs, BGB, 2018, § 577 Rn. 56). Die 
Mitteilung nach §  469 Abs. 1 S. 1 BGB bedarf nach 
einhelliger Auff assung grundsätzlich keiner beson-
deren Form (RGZ 58, 157, 159; BGH BeckRS 1959, 
31206074 = DNotZ 1959, 472; BeckOGK-BGB/Daum, 
Std.: 1.1.2019, §  469 Rn. 14; MünchKommBGB/
Westermann, 7. Aufl . 2016, §  469 Rn. 5; Staudinger/
Schermaier, 2013, § 469 Rn. 9).

Die Übergabe der Abschrift der Kaufvertragsurkunde 
genügt demnach, um das Mittei lungserfordernis nach 
§ 469 Abs. 1 BGB zu erfüllen. Dadurch wird der Dritte 
über den Inhalt des Drittvertrags nämlich hinreichend 
in Kenntnis gesetzt. Dass es sich „nur“ um eine Ab-
schrift handelt, dem Dritten also insbesondere nicht 
– wie geplant – eine Ausfertigung der Kaufvertrags-
urkunde übermittelt worden ist, schadet nicht, da die 
Mitteilung wie gesagt keiner beson deren Form bedarf. 

2. Unwirksamkeit wegen § 174 BGB?
Ebenso wenig dürfte die Erfüllung der Mitteilungs-
pfl icht an §  174 S. 1 BGB scheitern. Die ser besagt, 
dass einseitige Rechtsgeschäfte eines Bevollmäch-
tigten unwirksam sind, wenn der Bevollmächtigte eine 
Vollmachtsurkunde nicht vorlegt und der andere das 
Rechtsgeschäft aus diesem Grunde unverzüglich zu-
rückweist. Entsprechend könnte zwar die Mitteilung 
durch den Notar als Bevollmächtigten unwirksam sein, 
weil die in der Kaufver tragsurkunde enthaltene Bevoll-
mächtigung des Notars nur in Abschrift vorgelegt wur-
de und eine Vollmachtsurkunde i. S. v. § 174 S. 1 BGB 
eine Urschrift oder Ausfertigung erfor dert (Münch-
KommBGB/Schubert, 8. Aufl . 2018, §  174 Rn.  16 
m. w. N.; vgl. auch Krauß, Immobilienkaufverträge in 
der Praxis, 8. Aufl . 2017, Rn. 2433 m. Fn. 5445). Dage-
gen lässt sich je doch anführen, dass es sich bei der Mit-
teilung nach § 469 Abs. 1 BGB nicht um eine Willens-, 
sondern um eine Wissenserklärung handelt (BeckOGK-
BGB/Daum, §  469 Rn. 13; MünchKommBGB/
Westermann, §  469 Rn. 5; Staudinger/Schermaier, 
§ 469 Rn. 8 m. w. N.). § 174 BGB soll für Wissens-
erklärungen weder unmittelbar noch entspre chend 
gelten, weil ein vergleichbares Gewissheitsinteresse fehlt 
(LAG Nürnberg ZIP 2012, 1476, 1478 = BeckRS 2012, 
69876; MünchKommBGB/Schubert, § 174 Rn. 6). 

Selbst wenn man dies speziell im Zusammenhang mit 
der Mitteilung nach §  469 Abs. 1 BGB anders sähe, 

bspw. weil der Empfänger angesichts der Rechtswirkung 
der Mitteilung – In gangsetzung der Ausübungsfrist 
des § 469 Abs. 2 BGB – eben doch ein entsprechendes 
Gewissheitsinteresse hat, ist vorliegend jedenfalls das 
Merkmal der unverzüglichen Zurückweisung nicht 
erfüllt. Denn seit der Übergabe der Abschrift an C sind 
mehr als zwei Monate ohne Zurückweisung vergangen. 
Unverzüglich be deutet „ohne schuldhaftes Zögern“ 
(§ 121 Abs. 1 BGB). Ohne beson dere Umstände – für 
die vorliegend nichts ersichtlich ist – gilt bereits die 
Zurück weisung nach mehr als einer Woche als nicht 
mehr rechtzeitig (vgl. BAG NZA 2012, 495 Tz.  33 – 
Zurückweisung einer Kündigung). 

3. Ergebnis
In der Übergabe der Kaufvertragsabschrift an C ist eine 
wirksame Mitteilung gem. § 469 Abs. 1 BGB zu se-
hen. Der Empfang der Abschrift hat demzufolge die 
Ausübungsfrist des § 469 Abs. 2 S. 1 ausgelöst. Einer 
erneuten Zustellung der Ur kunde in Ausfertigung be-
darf es deshalb nicht. 
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Rechtsprechung
GBO §§ 27 S. 1, 29 Abs. 1; BGB §§ 133, 1175 Abs. 1 
S. 2, 1192 
(Teil-)Löschung einer Grundschuld und Zustim-
mung des Miteigentümers; Teilvollzug

1. Möchte einer der Bruchteilseigentümer die auf 
seinen Miteigentumsanteil beschränkte (hier: Teil-)
Löschung einer Grundschuld erreichen, bedarf es 
nicht der Zustimmung des anderen Miteigentümers 
(§ 27 Satz 1 GBO), wenn der Grundschuldgläubiger 
einen Teilvollzug gestattet. Das kann im Wege der 
Auslegung (§ 133 BGB) der Löschungsbewilligung 
jedenfalls dann entnommen werden, wenn der Gläu-
biger auf die von § 55 Abs. 1 GBO angeordnete Be-
kanntmachung verzichtet.

2. Es bleibt off en, ob die Löschungsbewilligung 
als Teilverzicht im Sinne von § 1175 Abs. 1 Satz 2, 
§ 1192 Abs. 1 BGB wirkt und die Zustimmung des 
die Löschung betreibenden Miteigentümers der 
Form des § 29 Abs. 1 GBO nicht bedürfte.

OLG Celle, Beschl. v. 27.8.2018 – 18 W 42/18

Problem
Auf einem Grundbuchblatt sind zwei Miteigentümer 
als Bruchteilseigentümer je zur Hälfte eingetragen. Das 
Grundstück ist mit einer Grundschuld zugunsten der 
Grundschuldgläubigerin belastet. Die Grundschuld-
gläubigerin gab eine Löschungsbewilligung bzgl. eines 
letztrangigen Teilbetrags ab. 

Mit öff entlich beglaubigtem Antrag reichte einer der 
Miteigentümer die Löschungsbewilligung der Grund-
schuldgläubigerin zum Grundbuchamt ein und bean-
tragte die auf seinen Miteigentumsanteil beschränkte 
Teillöschung. Eine Zustimmungserklärung des anderen 
Miteigentümers wurde nicht vorgelegt.

Das Grundbuchamt wies die Löschung mittels Zwi-
schenverfügung zurück und verlangte die Zustimmung 
beider Miteigentümer zur Löschung.

Entscheidung 
Die gegen die Zwischenverfügung eingelegte Beschwer-
de ist erfolgreich gewesen. Nach Ansicht des OLG Celle 
ist zur Teillöschung der Grundschuld auf einem Mit-
eigentumsanteil lediglich die Zustimmung des Eigen-
tümers desjenigen Miteigentumsanteils erforderlich, 
von dem die Grundschuld gelöscht werden soll.

Zur Begründung führt das OLG Celle aus, dass zwar 
verfahrensrechtlich gem. § 27 GBO grundsätzlich die 

Zustimmung sämtlicher Eigentümer erforderlich sei. 
Das Gericht legt jedoch den Antrag dahingehend aus, 
dass lediglich ein Teilvollzug der Löschung bzgl. des 
Miteigentumsanteils des Antragstellers gewollt sei. 

Dazu war allerdings die Hürde zu überwinden, dass sich 
die Löschungsbewilligung der Grundschuldgläubigerin 
auf die gesamte Grundschuld bezog und sich zur Fra-
ge eines Teilvollzugs (wie üblich) ausschwieg. Zunächst 
referiert das OLG Celle die h.  M., wonach eine Teil-
löschung der Grundschuld dann zulässig ist, wenn die 
Löschungsbewilligung einen Teilvollzug zulässt und 
damit gleichsam als Verzicht i. S. v. § 1175 Abs. 1 S. 2 
BGB und wie eine (ohne Zustimmung der Eigentümer 
mögliche) Pfandfreigabe wirkt.

Dieser Ansicht schließt sich das OLG Celle an. Die 
Auslegung der Eintragungsbewilligung gem. § 133 
BGB ergebe, dass eine Teillöschung zulässig sei. Maß-
gebliches Argument dafür ist aus Sicht des OLG, dass 
eine Belastung des in Miteigentum stehenden Grund-
stücks durch die Miteigentümer nicht zur Entstehung 
einer Einzelgrundschuld am Gesamtgrundstück führe, 
sondern vielmehr zur Entstehung einer Gesamtgrund-
schuld an allen Miteigentumsanteilen. Für die Grund-
schuldgläubigerin mache es deshalb keinen Unterschied, 
ob der Löschvermerk nur bezogen auf den Miteigen-
tumsanteil des Antragstellers oder bezogen auf das Ge-
samtgrundstück eingetragen werde. 

Als weiteres Argument führt das Gericht an, dass die 
Grundschuldgläubigerin auf die Bekanntmachung 
gem. § 55 Abs. 1 GBO verzichtet habe. Damit habe die 
Grundschuldgläubigerin zum Ausdruck gebracht, „am 
weiteren Fortgang nicht interessiert zu sein“. 

Aktuelles
Viertes Gesetz zur Änderung des Umwandlungsge-
setzes

Ergänzung des UmwG um Vorschriften zur grenz-
überschreitenden Verschmelzung von Personenhan-
delsgesellschaften sowie zur Verschmelzung von vom 
Brexit betroff enen Gesellschaften des Vereinigten 
Königreichs

Mit dem vierten Gesetz zur Änderung des UmwG hat 
der Gesetzgeber §  122a und § 122b UmwG um Vor-
schriften zur grenzüberschreitenden Verschmelzung von 
Personenhandelsgesellschaften ergänzt. Nach §  122b 
Abs.  1 Nr.  2 UmwG kann an einer grenzüberschrei-
tenden Verschmelzung als übernehmende Gesellschaft 
oder neue Gesellschaft eine Personenhandelsgesellschaft 
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i. S. v. § 3 Abs. 1 Nr. 1 UmwG mit in der Regel nicht 
mehr als 500 Arbeitnehmern beteiligt sein.

Ein Verschmelzungsbericht ist nach § 122e S. 3 UmwG 
bei der grenzüberschreitenden Verschmelzung unter Be-
teiligung einer Personenhandelsgesellschaft entbehrlich, 
wenn alle Anteilsinhaber der beteiligten Rechtsträger 
auf seine Erstattung verzichten oder sich alle Anteile des 
übertragenden Rechtsträgers in der Hand des überneh-
menden Rechtsträgers befi nden. 

In § 122m UmwG hat der Gesetzgeber eine Sondervor-
schrift für vom Brexit betroff ene Gesellschaften geschaf-
fen: Erfolgt die grenzüberschreitende Verschmelzung 
von einer dem Recht des Vereinigten Königreichs unter-
liegenden Gesellschaft auf eine deutsche Gesellschaft, 
so gilt dies als grenzüberschreitende Verschmelzung 
i. S. d. §§ 122a ff . UmwG, sofern der Verschmelzungs-
plan vor dem Ausscheiden des Vereinigten Königreichs 
aus der EU oder vor dem Ablauf eines Übergangszeit-
raums, innerhalb dessen das Vereinigte Königreich in 
Deutschland weiterhin als Mitgliedstaat der EU gilt, 
notariell beurkundet worden ist und die Verschmelzung 
unverzüglich, spätestens aber zwei Jahre nach diesem 
Zeitpunkt mit den erforderlichen Unterlagen zur Re-
gistereintragung angemeldet wird. Ein vor dem Brexit 
eingeleitetes Verschmelzungsverfahren bleibt also zuläs-
sig, auch wenn sich das Verfahren über den Stichtag des 
Brexit (voraussichtlich 29.3.2019) hinaus hinzieht. Of-
fen bleibt freilich, ob die englischen Gerichte noch nach 
dem Stichtag die aus deutscher Sicht erforderliche Ver-
schmelzungsbescheinigung (§122l Abs. 1 S. 2 UmwG) 
ausstellen werden.

Das Gesetz ist zum 1.1.2019 in Kraft getreten.

Vgl. dazu näher die Begründung des Regierungsent-
wurfs, abrufbar unter https://www.bmjv.de/Shared-
Docs/Gesetzgebungsverfahren/Dokumente/RegE_
Umwandlungsgesetz.pdf?__blob=publicationFile&v=2.
S. ferner Cramer, DStR 2018, 2435; Knaier, ZNotP 
2018, 341; Brandi/Schmidt, DB 2018, 2417; Schröder, 
BB 2018, 2755.

Inkrafttreten der Europäischen Apostillen-Verord-
nung am 16.2.2019

Das Europäische Parlament und der Rat der Europäi-
schen Union haben am 6.7.2016 die Verordnung (EU) 
2016/1191 zur Förderung der Freizügigkeit von Bürgern 
durch die Vereinfachung der Anforderungen an die Vor-
lage bestimmter öff entlicher Urkunden innerhalb der 
Europäischen Union und zur Änderung der Verordnung 

(EU) Nr. 1024/2012 (sog. Apostillen-Verordnung) ver-
abschiedet. Gem. Art. 4 der Verordnung sind öff entliche 
Urkunden einer Behörde eines Mitgliedstaats bei Ver-
wendung in einem anderen Mitgliedstaat von jeder Art 
der Legalisation oder ähnlichen Förmlichkeit befreit. 
Urkunden in diesen Sinne sind aber gem. Art. 2 nur sol-
che Urkunden, die dazu dienen, die Geburt, den Tod, 
den Namen, die Eheschließung, die Ehescheidung, 
die eingetragene Lebenspartnerschaft, die Abstam-
mung, die Adoption, die Staatsangehörigkeit etc. zu 
belegen (Personenstandsurkunden im weiteren Sin-
ne), sowie die Lebendbescheinigung. Die Verordnung 
erstreckt sich also nicht allgemein auf öff entliche Ur-
kunden, insbesondere auch nicht auf notarielle Urkun-
den. Bei Vorlage notarieller Urkunden und anderer Ur-
kunden in einem anderen Mitgliedstaat bzw. aus einem 
anderen Mitgliedstaat in Deutschland kann daher wei-
terhin – da mittlerweile sämtliche Mitgliedstaaten der 
EU dieses Übereinkommen ratifi ziert haben – die An-
bringung einer Apostille i. S. v. Art. 3 des Haager Über-
einkommens über die Befreiung ausländischer öff ent-
licher Urkunden von der Legalisation vom 5.10.1961 
verlangt werden, soweit nicht die Urkunden aufgrund 
bilateralen Abkommens (z. B. mit Belgien, Frankreich, 
Italien und Österreich) von jeglicher weiteren Förmlich-
keit befreit sind. 
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